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Fußball-Fanfest
Hasan Bal, Frank Singer und Nico-
la Schurr: Die drei Fußballfans
planen zum Finale der Fußball-
WM für Sonntagabend um 17
Uhr eine Feier mit mehreren
hundert Fans im „Capitol“, ein
„Fanfest der Sinne“.
{ Villingen-Schwenningen

Sprechstunde
Zwei geschlagene Stunden stand
Bürgermeister Walter Klumpp
gestern an einem Stehtisch mit-
ten auf dem Wochenmarkt bei
seiner Sprechstunde unter freiem
Himmel.
{ Bad Dürrheim

Mädchen aufgegriffen
Wie das Polizeipräsidium Tutt-
lingen gestern Mittag bestätigte,
konnte die zwölfjährige Jessy,
die seit letztem Freitag vermisst
wurde, am Donaueschinger
Bahnhof wohlbehalten von der
Polizei aufgegriffen werden. Ihr
Zustand war den Umständen ent-
sprechend gut.
{ Schwarzwald-Baar-Kreis

Judo-Star am Neckar
Der Judo-Club Schwenningen
hatte bei seinem Lehrgang mit
Soshin Katsumi einen besonde-
ren Gast in der Neckarturnhalle.
Katsumi, der in ersten Bundesliga
für den JC Ettlingen startet und in
Stuttgart studiert, ist Mitglied
der Nationalmannschaft.
{ Sport in der Region
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Mitglied im Verband dtsch. Auktionatoren

Öffentliche Versteigerung, Sa., 19. 07. 2014
Im Namen und Auftrag Pfandhaus Villingen-

Schwenningen HRA 602706 AG Freiburg, 
Sturmbühlstraße 18, 78054 VS-Schwenningen,

Inh. Reiner Schorer
Fällige Pfänder bis Pfandnr. 24651,  

sowie Pfandnr. bis 699 Filiale Rottweil, 
Uhren, Schmuck, Motorrad, Elektronik

Versteigerungs- sowie Vorbesichtigungsort:
Königstr. 68 / Kastellstr. 1 in 78628 RW

Vorbesichtigung von 15.00 bis 17.00 Uhr,
Pfandversteigerungsbeginn ab 17.30 Uhr,

Versteigerer Margot Benner,
öffentlich bestellte Auktionatorin.
Veranstalter Auktionshaus VS GmbH

Alleenstraße 6, 78054 VS-Schwenningen
HRB, 602987 RG Freiburg, GF R. Schorer

www.auktionshausvs.de · Tel. 0 77 20/81 24 12
www.pfandhausrw.de · Tel. 07 41/34 89 95 33

Freiburg/Ulm. Der frühere Freibur-
ger Erzbischof Robert Zollitsch un-
terstützt den Vorstoß von CDU-
Fraktionschef Volker Kauder für ei-
nen EU-Beauftragten für Religions-
freiheit. „Wir sehen weltweit, dass
das Thema Religionsfreiheit gefähr-
det ist und auch Länder in die EU
drängen, die mit der Religionsfrei-

heit nicht gut umgehen und sie
nicht schützen.“ Das sagte Zollitsch
in einem Interview mit der SÜD-
WEST PRESSE. Auch in Deutsch-
land sei die Religionsfreiheit zuneh-
mend gefährdet, betont der Kirchen-
mann. Der Grund: Radikale Kräfte
nutzten sie, „um Emotionen und
Feindschaft zu schüren.“  eb

Genf. Das UN-Flüchtlingshilfswerk
UNHCR verlangt von Europa mehr
Einsatz für syrische Flüchtlinge. In
einem Bericht fordert die Organisa-
tion Zugang für Flüchtlinge in EU-
Staaten und weitere europäische
Länder, faire und effiziente Asylver-
fahren sowie angemessene Aufnah-
mebedingungen. Bislang hätten

rund 123 600 Syrer Asyl in Europa
gefunden. Verglichen mit den 2,9
Millionen Syrern in Anrainerstaa-
ten des Bürgerkriegslandes seien
dies nur vier Prozent der Vertriebe-
nen. Innerhalb der EU verteilten
sich 56 Prozent aller Asylanträge auf
Schweden und Deutschland.  kna
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„Religionsfreiheit gefährdet“
Robert Zollitsch unterstützt Vorstoß für EU-Beauftragten

Immer mehr Palästinenser
sterben bei den israelischen
Luftangriffen. Trotz internatio-
naler Kritik bereitet Israel
weitere Militärschläge vor.

Tel Aviv/Genf. Israelische Luftan-
griffe auf Ziele im Gazastreifen ha-
ben bis Freitagabend mehr als 100
Menschenleben gefordert, unter ih-
nen viele Zivilisten. Weitere 680
Menschen wurden nach palästinen-
sischen Angaben verletzt.

Noch am Donnerstagabend hatte
das israelische Sicherheitskabinett
beschlossen, die Luftangriffe auf
den Gazastreifen weiter auszudeh-
nen. Außerdem wurden drei Infante-
riebrigaden an die Grenze verlegt –
für eine mögliche Bodenoffensive,
um den Raketenbeschuss aus dem
Gazastreifen zu unterbinden.

Nach Einschätzung der Uno ver-
stößt Israel womöglich mit den An-

griffen auf Wohnhäuser im Gaza-
streifen gegen das Kriegsrecht und
Menschenrechte. Die UN-Men-
schenrechtskommissarin Navi Pil-
lay rief Israel wie auch Palästinen-
ser auf, die Rechte der Zivilbevölke-
rung zu respektieren. Berichte leg-
ten nahe, dass viele der zivilen Op-
fer, unter ihnen Kinder, bei der israe-
lischen Bombardierung der Häuser
getötet worden seien, sagte eine
Sprecherin des UN-Hochkommissa-
riats für Menschenrechte in Genf.

Binnen dreier Tage beschoss die
Luftwaffe nach israelischen An-
gaben 1100 Ziele im Gazastreifen.
Militante Palästinenser hätten 550
Raketen auf Israel abgefeuert. Die
Raketenabwehr habe etwa 120
weitere Geschosse in der Luft abge-
fangen.

Am vierten Tag der israelischen
Offensive weiteten auch militante
Palästinensergruppen im Gazastrei-
fen ihre Raketenangriffe auf Israel

aus und schossen auf den interna-
tionalen Flughafen Ben Gurion bei
Tel Aviv. Drei Raketen seien abgefan-
gen worden, teilte die Armee mit.

Erstmals seit Beginn des Schlag-
abtausches wurden auch aus dem
Libanon Raketen auf Israel abgefeu-
ert. Ein Geschoss sei in der Nähe
der Grenzstadt Metullah gefunden
worden, sagte ein israelischer Ar-
meesprecher. Die Artillerie habe in
den Libanon zurückgeschossen.

US-Präsident Barack Obama bot
dem israelischen Ministerpräsiden-
ten Benjamin Netanjahu eine Ver-
mittlung an. Zugleich signalisierte
Washington Israel Rückendeckung
im Fall einer Bodenoffensive in dem
von der radikal-islamischen Hamas
beherrschten Gazastreifen.

Der türkische Staatspräsident Ab-
dullah Gül forderte die Konfliktpar-
teien auf, sich an die Bedingungen
der 2012 ausgehandelten Waffen-
ruhe zu halten.   dpa

Berlin. In seiner letzten Sitzung vor
der Sommerpause hat der Bundes-
rat den Weg für die Anfang 2015 vor-
gesehene Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohns von 8,50 Euro
freigemacht. Jugendliche unter 18
Jahren sind von der Regelung ausge-
nommen. Langzeitarbeitslose ha-
ben bei Annahme einer Beschäfti-
gung erst nach sechs Monaten An-
spruch auf den Mindestlohn.

Die Länderkammer stimmte
auch der Finanzreform der gesetzli-
chen Krankenversicherung zu. An-
fang 2015 sinkt der Beitragssatz von
15,5 auf 14,6 Prozent. Der zu glei-
chen Teilen von Arbeitnehmern
und -gebern bezahlte Beitragssatz
soll fest bleiben. Im Gegenzug kön-
nen die Kassen vom Einkommen ab-
hängige Aufschläge erheben.

Die Ökostrom-Reform kann be-
reits zum 1. August in Kraft treten.
Trotz Kritik verzichteten die Länder
auf Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses. Mit der Neuregelung sol-
len die Kosten beim Ökostrom-Aus-
bau bis 2017 stabil bleiben.  dpa

EU soll mehr Syrer aufnehmen
UN-Organisation mahnt Unterstützung für Flüchtlinge an

Mehr als 100 Tote in Gaza
Israel setzt Offensive fort – Obama bietet Vermittlerrolle an

Bundesrat billigt
Mindestlohn
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Morgen steigt in Rio de Ja-
niero das Finale Deutschland
gegen Argentinien. 24 Jahre
nach dem letzten Titelge-
winn sehnen Trainer Jogi Löw
und sein Team den vierten
Meisterstern herbei. Wir ha-
ben Prominente um ihre
Tipps gebeten und berichten
auf vielen Seiten über The-
men zur WM.

Sie haben unfassbares
Grauen erlebt, Familienmit-
glieder sterben sehen, ihr

Hab und Gut verloren. Und wenn
sie es dann endlich aus der syri-
schen Hölle über die Grenze ge-
schafft haben, stranden sie zu-
meist in Flüchtlingslagern – trau-
matisiert und ohne Perspektive.

Die Tragödie, die sich nun seit
mehr als drei Jahren in Syrien und
den Nachbarländern abspielt, ist
mit Worten eigentlich nicht mehr
zu beschreiben. Dennoch gibt es
in Europa zahlreiche Länder, die
so tun, als ob sie das alles nichts
anginge und die mit Abschottung
reagieren, darunter Frankreich.
Den syrischen Diktator Assad ha-
ben sich alle weggewünscht. Aber
mit den Folgen des Bürgerkriegs,
der ihn aus dem Amt jagen soll,
mögen andere fertig werden.

Diese Haltung strotzt vor Hoch-
mut.

Deutschland steht zwar immer-
hin an der Spitze der EU. Jüngst
hat der Bund zugesagt, im Rah-
men von Hilfsprogrammen wei-
tere 10 000 Syrer aufzunehmen.
Da von Großzügigkeit zu spre-
chen, wäre jedoch vermessen. Die
Türkei hält trotz des nicht enden-
den Flüchtlingsstroms ins Land
die Grenzen offen, das kleine Wüs-
tenland Jordanien teilt das wenige
Wasser, das es hat, mit 600 000
Flüchtlingen – das ist großzügig.

Europa muss in dieser Krise
mehr Verantwortung überneh-
men, eine gemeinsame Linie zur
Aufnahme von Flüchtlingen fin-
den und die Lasten gleichmäßig
verteilen. Alles andere ist nicht
nur unsolidarisch, sondern men-
schenverachtend.  TANJA WOLTER

Syrien geht uns alle an
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